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Als ChristInnen und als VertreterInnen katholischer und evangelischer Organisationen haben wir uns 

entschlossen, zur aktuellen gesellschaftlichen Lage Stellung zu beziehen, insbesondere zu den bedrückendsten 

Problemen wie steigende Arbeitslosigkeit und prekäre Beschäftigung, wachsende Armut und die Not 

geflüchteter Menschen. Diese Probleme sind Resultat eines Prozesses, durch den die Ungleichheit, die 

Ungerechtigkeit sowie soziale Exklusion global wie auch in Europa massiv erhöht werden. 

Gesellschaftliche Polarisierung durch wachsende Ungleichheit 

Dieser Prozess erzeugt steigenden Reichtum einer kleinen Oberschicht und zunehmende Armut wie auch 

Unsicherheit in einem wachsenden Teil der Bevölkerung. Er ruft Hoffnungslosigkeit und Wut hervor, gerade 

auch bei immer mehr Menschen, die sich um ihre Chancen und die ihrer Kinder gebracht fühlen und - oft zu 

Recht - finden, dass sie zu kurz kommen. In den USA und in den meisten Ländern Europas sind deshalb 

politische Parteien und Bewegungen des rechten bzw. rechtsextremen Spektrums im Vormarsch, welche die 

Gefühle der „Zu-kurz-Gekommenen“ gezielt ansprechen. Deren Angst und Wut wird auf „Sündenböcke“ 

gelenkt wie auf „die“ Flüchtlinge, „die“ Muslime oder „die“ Fremden. Auch innerhalb der Traditionsparteien 

werden jene Kräfte stärker, welche die Lösung in der Anpassung an rechtsautoritäre Einstellungen und Praxen 

suchen. 

Alle Menschen haben gleiche Würde 

Die Diskurse und Praktiken aus diesem Spektrum beschädigen langsam, aber nachhaltig die Grundwerte der 

Demokratie und damit auch des Europäischen Sozialmodells. VertreterInnen dieser Politik pervertieren Werte 

wie Solidarität und Nächstenliebe und höhlen sie aus („Nächstenliebe gilt nur den Nächsten“). Verschiedene 

sozial schwache Gruppen werden gegeneinander ausgespielt („Wer nur 1200 Euro verdient, wird nicht 

verstehen, dass ein noch Ärmerer 900 Mindestsicherung bekommt“). Gleichzeitig erklären sich die 

RechtspopulistInnen zu den wahren VerteidigerInnen des „abendländischen Christentums“, obwohl doch ihre 

Aussagen diametral zur Botschaft des Christentums stehen: Alle Menschen haben gleiche Würde! 

Das Sozialwort der Kirchen: Engagement für den Sozialstaat 

Nach christlichem Verständnis ist es der Sozialstaat, welcher die Grundbedürfnisse der Menschen zu sichern 

und so den sozialen Frieden zu erhalten hat. Schon 2003 formulierte das „Sozialwort“ der christlichen Kirchen 

in Österreich: „Der Sozialstaat ist Voraussetzung dafür, dass die Werte von Individualität und Freiheit nicht nur 

das Privileg der Einkommensstarken und Vermögenden sind, sondern allen Menschen zukommen“ (Sozialwort 

213). 2015 hat der „Ökumenische Rat der Kirchen in Österreich“ Aktualität und Gültigkeit des „Sozialworts“ 

nochmals unterstrichen. 

Konkret forderte das „Sozialwort“ „Maßnahmen einer Mindestsicherung“, um „ein existenzsicherndes 

Einkommen zu ermöglichen.“ Heute ist die reale Wirtschaftsleistung Österreichs um fast 25% höher als zur Zeit 

des Sozialwort-Prozesses, doch nun soll die Mindestsicherung für die Ärmsten wieder abgeschafft („Wartezeit“ 

für geflüchtete Menschen) oder unter das gesellschaftlich vereinbarte Minimum gesenkt werden. Dies ist mit 

den christlichen Grundwerten von Menschenwürde und Solidarität nicht vereinbar! 
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Haltung gegenüber den Schwächsten der Gesellschaft 

Selbst wenn eine große Mehrheit die Frage bejahen würde, ob man Flüchtlingen die Mindestsicherung zur 

Gänze entziehen oder sie unter das Existenzminimum kürzen soll, so würde man in einem reichen Land 

willkürlich Menschen in Not und Elend stürzen, obwohl genug für alle da ist. „Was ihr den geringsten meiner 

Geschwister getan habt, das habt ihr mir getan“, sagt Jesus von Nazareth. Gottesliebe zeigt sich vorrangig an 

der Haltung gegenüber den Schwächsten einer Gesellschaft, noch mehr an gerechten Strukturen. Heute sind 

die „Geringsten“ u.a. AlleinerzieherInnen, MindestpensionistInnen, Langzeitarbeitslose und Menschen, die aus 

größter Not zu uns geflüchtet sind, weil sie überleben wollen. 

Kürzung der Existenzsicherung ist beschämend 

Die Debatte um Kürzung der Existenzsicherung genau jener Menschen, die derzeit in Österreich die größte Not 

leiden, hat uns als BürgerInnen und ChristInnen beschämt. Die Angriffe gegen das Prinzip der 

Sozialstaatlichkeit werden weiter gehen. Deshalb braucht es ein breites und wachsendes Bündnis zwischen 

sozial engagierten ChristInnen, kirchlichen Laienorganisationen, AmtsträgerInnen, Hilfsorganisationen aber 

auch mit jenen aus dem nicht-kirchlichen Bereich. 

Wir stellen verstärkt die Grundfragen nach einem friedlichen Zusammenleben in sozialer Gerechtigkeit. Darauf 

kann es keine einfachen Antworten geben und wir möchten auch solche nicht anbieten. Soziale Gerechtigkeit 

ist ein Ziel, dem man sich in einem Prozess des Suchens, der gelebten Solidarität, aber auch des politischen 

Engagements annähert. Papst Franziskus brachte es auf den Punkt: „Niemand darf sich von der Sorge um die 

Armen und um die soziale Gerechtigkeit freigestellt fühlen“. (Evangelii Gaudium, 205)  

Flüchtlinge haben keine Stimme 

Unsere Kampagne möchte sich politisch, aber nicht parteipolitisch, engagieren gegen eine weitere Aushöhlung 

des Sozialstaats, insbesondere auf Kosten der Schwächsten, die – im Fall von Flüchtlingen – nicht einmal ein 

Stimmrecht haben und daher von einer vermeintlich „volksnahen“ Politik ignoriert oder sogar zum Feindbild 

gemacht werden können. Zwar muss man immer wieder im Konkreten darum ringen,  was soziale 

Gerechtigkeit praktisch und politisch bedeutet, aber man kann aus christlicher Sicht klar sagen, was sozial 

ungerecht ist: Die Verschärfung der Not der Schwächsten! 

Solidarischer Zusammenhalt 

Ohne die Sicherung und die Erneuerung des Sozialstaats werden wir uns von Gemeinwohl und sozialer 

Gerechtigkeit weiter entfernen. Unsere Kampagne wird versuchen, zu einer Wende in dieser Entwicklung 

beizutragen. Dazu braucht es kein detailliertes Programm, sondern lediglich einen Grundkonsens, den Phrasen 

wie „Jeder ist seines Glückes Schmied“, „der Tüchtige schafft es“, „Raus aus der sozialen Hängematte“ den 

nüchternen Befund entgegenzuhalten: Seit diese Haltungen die Politik prägen, haben Ungleichheit, soziale 

Ausgrenzung, Armut, und die Segmentierung der Gesellschaft immer mehr zugenommen. 

Schon das Sozialwort (224) hatte festgehalten: „Die Kirchen treten ein für eine den heutigen 

Herausforderungen entsprechende Weiterentwicklung des Sozialstaats.“ Seither sind diese Herausforderungen 

massiv gestiegen, zuletzt durch die Schutzsuchenden aus den Kriegsschauplätzen des Mittleren Ostens. 

Deshalb gilt: „Ein ‚schlanker Staat‘ kann kein Selbstzweck sein.“ (Sozialwort 223). Daher bedarf es einer 

„solidarischen Finanzierung“: „Unter dem Vorwand der Unfinanzierbarkeit [von Krankenversicherung und 

Pensionen] die Risiken zu privatisieren und damit die Schwächeren überdurchschnittlich zu belasten, bedroht 

den solidarischen Zusammenhalt.“ (Sozialwort, 219). 
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Solidarische Steuerpolitik 

„Steuern müssen dem Staat die Erfüllung seiner Aufgaben ermöglichen“ (Sozialwort 222). Die Kirchen 

forderten schon vor mehr als zehn Jahren eine echte Strukturreform des Steuersystems: „Die Kirchen treten 

ein für ein gerechteres Steuersystem, das die Belastung der Erwerbsarbeit durch Steuern und Abgaben 

verringert, dafür andere Faktoren stärker belastet.“ (Sozialwort 206). Angesichts der wachsenden sozialen und 

ökologischen Herausforderungen an einen modernen, den gesellschaftlichen Zusammenhalt stärkenden 

Sozialstaat sind (etwas) höhere Beiträge der Gut- und Bestgestellten zum Gemeinwesen ein viel besserer und 

viel christlicherer Weg als eine Sparpolitik. Denn wenn gespart wird, müssen nur jene etwas beitragen, die 

bisher vom Staat etwas bekommen haben. Im Fall der Kürzung der Mindestsicherung sind es die „geringsten 

unserer Geschwister“, die zur Budgetkonsolidierung beitragen sollen. 

Ein gutes Leben für alle Menschen und Frieden in Gerechtigkeit 

Wir wollen das „Sozialwort“ der christlichen Kirchen beim Wort nehmen und mit unserer Kampagne mithelfen, 

das Ziel der sozialen Gerechtigkeit wieder ins Zentrum der gesellschaftspolitischen Debatten zu rücken: ein 

gutes Leben für alle Menschen und sozialen Frieden. Dabei müssen wir auch Konflikte mit selbsternannten 

ChristInnen austragen, uns auf die Seite der Armen und Ausgegrenzten stellen und uns an das Wort von Papst 

Franziskus halten: „Mir ist eine verbeulte Kirche, die verletzt und beschmutzt ist, weil sie auf die Straße 

hinausgegangen ist, lieber als eine Kirche, die auf Grund ihrer Verschlossenheit und ihrer Bequemlichkeit, sich 

an die eigenen Sicherheiten zu klammern, krank ist.“ (Evangelii Gaudium 49)  

Wien, im November 2016 
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